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Das ärztliche Werbeverbot dient dem
Schutz des Patienten. Es untersagt 
irreführende Werbung, während 
sachbezogene Information zulässig ist.
Wettbewerb und Ökonomisierung 
stellen neue Herausforderungen dar. 

von Dirk Schulenburg

Das Grundrecht der freien Berufs-
ausübung umfasst auch das
Recht, sich durch positive Selbst-

darstellung und Werbung im Wettbe-
werb zu behaupten. Das ärztliche Wer-
beverbot in der Berufsordnung (§ 27 Be-
rufsordnung für die nordrheinischen Ärz-
tinnen und Ärzte) soll eine Verfälschung
des ärztlichen Berufsbildes durch die in
der gewerblichen Wirtschaft üblichen
Werbemethoden und damit eine „Kom-
merzialisierung“ des Arztberufes ver-
hindern. Das berufsrechtliche Werbe-
verbot will das Publikum schützen und
das Vertrauen des Patienten darauf er-
halten, der Arzt werde nicht aus Ge-
winnstreben bestimmte Untersuchun-
gen und Behandlungen durchführen
oder Medikamente verordnen. Nicht die
Ärzte sollen voreinander, sondern der
Patient soll vor unseriösen Ärzten ge-
schützt werden. 

Aufgrund der veränderten gesetzlichen
Rahmenbedingungen, der wachsenden
Zahl niedergelassener Ärztinnen und Ärz-
te sowie der schwieriger gewordenen wirt-
schaftlichen Situation wird Werbung für
den Arzt immer wichtiger. 

Informationsbedürfnis

Der Patient hat nicht nur ein Interesse,
vor unseriöser Werbung geschützt zu wer-
den, sondern auch ein Interesse daran,
sich einen Überblick über die für sein Ge-
sundheitsproblem in Betracht kommen-
den Angebote zu verschaffen. Die immer
weiter fortschreitende Spezialisierung
und Subspezialisierung der Medizin kann
der Patient nicht überschauen. Der Patient
benötigt transparente und verlässliche
Informationen, um sich im immer kom-
plexer werdenden Gesundheitswesen zu-
rechtzufinden.

kurrenz. Die Krankenhausbedarfsplanung
der Länder nimmt auf die Versorgungs -
situation im ambulanten Bereich nur
 bedingt Rücksicht. Die Krankenhäuser
 befinden sich ebenfalls in einer Wettbe-
werbssituation und verstärken ihrerseits
die Öffentlichkeitsarbeit.  

Individuelle Gesundheitsleistungen

Daneben ist in den letzten Jahren ein
Markt für so genannte Individuelle Ge-
sundheitsleistungen (IGeL) entstanden.
Damit sind Untersuchungs- und Behand-
lungsverfahren gemeint, die medizinisch
sinnvoll sind, die jedoch auch der gesetz-
lich versicherte Patient privat bezahlen
muss, weil sie nicht zum Leistungsumfang
der Gesetzlichen Krankenversicherung
gehören. Diese Leistungen werden wirt-
schaftlich immer wichtiger, so dass der
Arzt den Patienten auf sein Leistungsan-
gebot aufmerksam machen will. 

Reformbedarf

Insgesamt bedingen das immer komple-
xere Angebot medizinischer Leistungen,
die erweiterten Kooperationsmöglichkei-
ten sowie die verschärfte Konkurrenzsitua-
tion im Gesundheitswesen auch die Not-
wendigkeit für Ärztinnen und  Ärzte, das
 eigene Leistungsspektrum stärker zu be-
werben. Mit dem bestehenden Werberecht
beschränkt sich die Ärzteschaft im Wettbe-
werb gegenüber nichtärztlicher Konkur-
renz, die ihre Marktanteile zu Lasten der
Ärzte ausbauen kann. Das ärztliche Werbe-
recht bedarf daher  einer grundsätzlichen
Novellierung, die sowohl den neuen Her-
ausforderungen im Gesundheitswesen wie
dem tragenden  Gedanken des Patienten-
schutzes gerecht wird.
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Werbung und Information

Die tradierte Berufsordnung unter-
scheidet zwischen (irreführender) Wer-
bung und sachbezogener Information. Be-
rufswidrige Werbung ist untersagt, wäh-
rend sachbezogene Information zulässig
ist. Die Grenzziehung im Einzelfall ist
schwierig, zumal die sachbezogene Infor-
mation von Patienten, Kollegen oder der
Öffentlichkeit immer auch eine Werbewir-
kung hat. Letztlich handelt es sich um „un-
bestimmte Rechtsbegriffe“, deren Inter-
pretation von Wertentscheidungen ab-
hängt. Darüber hinaus gilt für den Arzt das
allgemeine Wettbewerbsrecht des Heilmit-
telwerbegesetzes (HWG) und des Gesetzes
gegen unlauteren Wettbewerb (UWG). 

Neue Kooperationsformen

Des Weiteren sind die aufgrund der
neuen berufsrechtlichen und gesetzlichen
Rahmenbedingungen erweiterten Koope-
rationsmöglichkeiten zu berücksichtigen:
es gibt Filialen ärztlicher Praxen, überört-
liche Gemeinschaftspraxen sowie Ge-
meinschaftspraxen zur Erbringung spezi-
fischer Leistungen (Teilgemeinschaftspra-
xen). Ärzte und Krankenhäuser kooperie-
ren und neue „Leistungserbringer“ in
Form Medizinischer Versorgungszentren
entstehen. 

Selektivverträge

Das Kollektivvertragssystem wird
durch Selektivverträge ergänzt. Selektiv-
verträge und die teilnehmenden „Leis -
tungserbringer“ werden von den Gesetzli-
chen Krankenkassen auch aufgrund des
Wettbewerbs zwischen den Krankenkas-
sen intensiv beworben. Teilnehmende
Ärztinnen und Ärzte haben so gegenüber
nicht teilnehmenden Ärztinnen und Ärz-
ten einen Wettbewerbsvorteil, den diese
aufgrund des geltenden Werberechts nicht
kompensieren können. 

Krankenhäuser

Die Krankenhäuser machen den nie-
dergelassenen Ärzten im ambulanten Be-
reich (vgl. § 116 b SGB V) zunehmend Kon-
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